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Planzeichenerklärung entsprechend PlanZV

1. Art der baulichen Nutzung

GE - Gewerbegebiet (BF 2.1, 2.2 und BF 4)
GEe - eingeschränktes Gewerbegebiet (BF 3)
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 8 BauNVO)

2. Maß der baulichen Nutzung

3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen

Baugrenze
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 23 BauNVO)

5. Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

7. Darstellungen ohne Normcharakter

Vermaßung in Meter

9. Darstellungen der Kartengrundlage

Flurstücksgrenze mit Flurstücksnummer

vorhandener Baum

Geländehöhe in Meter über NHN im DHHN 2016

4. Verkehrsflächen

Öffentliche Straßenverkehrsflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Öffentliche Verkehrsflächen besonderer
Zweckbestimmung (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Straßenbegrenzungslinie
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur
Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

6. Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des
Bebauungsplans
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

Abgrenzung des Maßes der Nutzung
(§ 1 Abs. 4 BauNVO i.V.m. § 16 Abs. 5 BauNVO)

Zahl der Vollgeschosse als Höchstmaß
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 16 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO)

Höhe baulicher Anlagen; hier: Oberkante (OK)
als Höchstmaß in Meter über NHN
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO)

Grundflächenzahl (GRZ), hier z.B. 0,8
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 16 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO)

Geschoßflächenzahl (GFZ), hier z.B. 2.0
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 16 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO)

Umgrenzung der Flächen zum Schutz gegen schädliche
Umwelteinwirkungen (hier: parabolischer Schutzstreifen)
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 und Abs. 4 BauGB)

8. Nachrichtliche Übernahmen
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I. Art der baulichen Nutzung
TF 1 Zulässige Nutzungen im Gewerbegebiet (BF 2.1, 2.2 und 4)

1.) Im Gewerbegebiet (GE) - bestehend aus den Teilgebieten BF 2.1, 2.2 und BF 4 - sind folgende
Nutzungen allgemein zulässig:
a) Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser und öffentliche Betriebe,
b) Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude,
c) Tankstellen,
d) Anlagen für sportliche Zwecke,
e) Anlagen für kulturelle Zwecke.

2.) Ausnahmsweise können Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für
Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in
Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind, zugelassen werden.

3.) Unzulässig sind:
a) Lagerplätze,
b) Anlagen für kirchliche, soziale und gesundheitliche Zwecke,
c) Vergnügungsstätten,
d) Gewerbebetriebe, die der wohnartigen Unterbringung von Personen dienen, insbesondere

Wohnheime und Ferienwohnungen i.S.d. § 13a BauNVO.

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 8 Abs. 2 und 3 BauNVO; § 1 Abs. 5, 6  und 9 BauNVO

TF 2 Zulässige Nutzungen im eingeschränkten Gewerbegebiet (BF 3)
1.) Im eingeschränkten Gewerbegebiet (GEe) - bestehend aus dem Teilgebiet BF3 - sind folgende

Nutzungen allgemein zulässig:
a) Das Wohnen nicht wesentlich störende Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser und öffentliche

Betriebe,
b) Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude,
c) Anlagen für sportliche Zwecke, die das Wohnen nicht wesentlich stören,
d) Anlagen für kulturelle Zwecke.

2.) Ausnahmsweise können Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für
Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in
Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind, zugelassen werden.

3.) Unzulässig sind:
a) Lagerplätze,
b) Tankstellen,
c) Anlagen für kirchliche, soziale und gesundheitliche Zwecke,
d) Vergnügungsstätten,
e) Gewerbebetriebe, die der wohnartigen Unterbringung von Personen dienen, insbesondere

Wohnheime und Ferienwohnungen i.S.d. § 13a BauNVO.

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 8 Abs. 2 und 3 BauNVO; § 1 Abs. 5  und 9 BauNVO

TF 3 Ausschluss von gewerblichen Stellplätzen ohne gebietsinternen Bedarf
Im Geltungsbereich des Bebauungsplans sind unzulässig:
- Eigenständige Parkplätze, Parkgaragen und Tiefgaragen,
- die gewerbliche Vermietung von Stellplätzen,
soweit sie nicht im Zusammenhang mit einer im Gewerbegebiet zulässigen Nutzung stehen.

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 8 BauNVO, §1 Abs. 5 i.V.m. Abs. 9 BauNVO, § 12 Abs. 6 BauNVO

II. Maß der baulichen Nutzung
TF 4 Begrenzung der Geschossigkeit von Tiefgaragen

1.) Im Geltungsbereich des Bebauungsplans ist die Zahl von Geschossen unterhalb der
Geländeoberfläche auf ein Geschoss begrenzt.

2.) Ausnahmsweise können im Teilgebiet BF 4 des festgesetzten Gewerbegebiets bis zu zwei Geschosse
unterhalb der Geländeoberfläche zugelassen werden, sofern der Nachweis erbracht wird, dass
nachteilige Auswirkungen auf den Grundwasserstand auch für betroffene Nachbarn ausgeschlossen
sind.

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. Abs. 1 Nr. 1, Abs. 3 BauGB i.V.m. § 16 BauNVO

TF 5 Erhöhung der zulässigen Geschossfläche um die Fläche von Garagen unterhalb der
Geländeoberfläche
Im Teilgebiet BF 2.1 ist die zulässige Geschossfläche um 50% der Flächen notwendiger Garagen, die
unterhalb der Geländeoberfläche hergestellt werden, zu erhöhen.

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 21a Abs. 5 BauNVO

III. Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche
TF 6 Unzulässigkeit von Nebenanlagen

Innerhalb der Umgrenzung der Fläche für besondere Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor
schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundesimmissionsschutzgesetzes ist die Errichtung von
Nebenanlagen nicht zulässig. Die Bestimmungen des Satzes 1 gelten nicht für Stellplätze nach § 12
BauNVO.

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. § 23 Abs. 5 BauNVO, § 12 BauNVO

TF 7 Unzulässigkeit baulicher Anlagen innerhalb von Flächen, die mit einem Geh-, Fahr- und
Leitungsrecht zu belasten sind
Innerhalb der Flächen A1 und A2, die mit einem Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten des
Energieversorgers (Gas) zu belasten sind, ist die Errichtung von Gebäuden jeglicher Art unzulässig.

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. § 23 BauNVO, § 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB, § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB

IV. Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen
TF 8 Lärmschutz

1.) Im Geltungsbereich des Bebauungsplans müssen bei der Errichtung, Änderung oder
Nutzungsänderung von baulichen Anlagen die Außenbauteile schutzbedürftiger Aufenthaltsräume der
Gebäude ein bewertetes Gesamt-Bauschalldämm-Maß (R'w,ges) aufweisen, das nach folgender
Gleichung gemäß DIN 4109-1:2018-01 zu ermitteln ist:

R'w,ges = La - KRaumart
mit La = maßgeblicher Außenlärmpegel
mit KRaumart = 30 dB für Übernachtungsräume, Unterrichtsräume u.ä.

= 35 dB für Büroräume u.ä.
Die Ermittlung des maßgeblichen Außenlärmpegels La erfolgt hierbei entsprechend Abschnitt 4.4.5
gemäß DIN 4109-2:2018-01. Die zugrunde zu legenden maßgeblichen Außenlärmpegel (La) sind in der
Anlage 1 zur Begründung des Bebauungsplans dargestellt.

2.) Der Nachweis der Erfüllung der Anforderungen ist im Baugenehmigungsverfahren zu erbringen. Dabei
sind im Schallschutznachweis insbesondere die nach DIN 4109-2:2018-01 geforderten
Sicherheitsbeiwerte zwingend zu beachten.

Sicherheitsbeiwerte zwingend zu beachten.
3.) Wenn im Baugenehmigungsverfahren ein geringerer Außenlärmpegel als nach Abs. 1 Satz 3

nachgewiesen wird, sind Außenbauteile mit einem entsprechend geringeren Gesamt-Schalldämm-Maß
zulässig.

V. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft sowie grünordnerische Festsetzungen

TF 9 Begrünung und Bepflanzung
1.) In den Gewerbegebieten sind die Grundstücksflächen außerhalb der zulässigen Grundfläche zu

mindestens 50 % mit Sträuchern zu bepflanzen und dauerhaft zu erhalten. Es ist pro 1,5 qm ein
Strauch (Mindestpflanzqualität 2 x verpflanzt, ohne Ballen, 60-80 cm) der Pflanzliste C zu pflanzen. Das
Anpflanzen von nach TF 10 Abs. 1 erforderlichen Bäumen innerhalb dieser Flächen ist zulässig.

2.) Innerhalb der Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sind
außerhalb der mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastenden Flächen mehrreihige Hecken der
Pflanzliste C mit Baum-Überhältern der Pflanzliste B zu pflanzen. Für die Heckenpflanzungen sind pro
1,5 qm ein Strauch (Mindestpflanzqualität 2 x verpflanzt, ohne Ballen, 60-80 cm) und je angefangene
100 qm ein Baum (Mindestpflanzqualität Hochstamm, 3 x verpflanzt, Stammumfang 12- 14 cm) oder
ein Heister (Mindestpflanzqualität 3 x verpflanzt, mit Drahtballierung, 200-250 cm) zu pflanzen.

3.) Innerhalb der Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sind
innerhalb der mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastenden Flächen mehrreihige Hecken der
Pflanzliste C zu pflanzen. Es ist pro 1,5 qm ein Strauch (Mindestpflanzqualität 2 x verpflanzt, ohne
Ballen, 60-80 cm) zu pflanzen.

4.) Die in der Planzeichnung festgesetzten Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und
sonstigen Bepflanzungen können bei der Ermittlung der Flächengröße für die Gehölzpflanzungen nach
Absatz 1 angerechnet werden.

5.) Die Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen dürfen durch
Zufahrten zu den Gewerbegebieten BF 2.1, BF 3 und BF 4 überbaut werden. Die Anforderungen der
Absätze 2 und 3 bleiben unberührt.

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB

TF 10 Anpflanzen von Bäumen
1.) In den Gewerbegebieten ist je angefangene 500 qm Grundstückfläche, mindestens ein Laubbaum

(Mindestpflanzqualität Hochstamm, 3x verpflanzt, mit Drahtballierung, Stammumfang 12-14 cm) der
Pflanzliste B zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Bäume im Bestand mit einem Stammumfang von
mehr als 80 cm, die dauerhaft erhalten werden, sind bei der Ermittlung der mindestens zu pflanzenden
Bäume nach Satz 1 zu berücksichtigen.

2.) Innerhalb der öffentlichen Verkehrsflächen sind mindestens 15 großkronige Bäume
(Mindestpflanzqualität Hochstamm, 3 x verpflanzt, mit Drahtballierung, Stammumfang 18-20 cm) zu
pflanzen, dauerhaft zu erhalten und nach Abgang nachzupflanzen. Es sind großkronige Bäume der
Pflanzliste A zu verwenden. Die Bäume sind in ausreichend große Baumscheiben (tatsächlicher
Wurzelraum mindestens 2 x 2 qm) zu setzen.

3.) Ebenerdige Stellplatzanlagen sind mit mindestens einem Baum der Pflanzliste B je 6 Stellplätze zu
begrünen (Mindestpflanzgröße: Hochstamm, 3 x verpflanzt, mit Drahtballierung, Stammumfang
14-16 cm). Die Bäume sind in ausreichend große Baumscheiben (tatsächlicher  Wurzelraum
mindestens 2 x 2 qm) oder mindestens 1,50 m breite Grünstreifen zu setzen.

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB

TF 11 Ausschluss von Pflanzungen innerhalb von Flächen, die mit einem Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zu
belasten sind
1.) Innerhalb der Flächen A1 und A2, die mit einem Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten des

Energieversorgers (Gas) zu belasten sind, dürfen nur niedrig wurzelnde Pflanzen gepflanzt werden.
2.) Innerhalb der Fläche B, die mit einem Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten des Trägers für

Entsorgung/ Regen- und Abwasserentsorgung belastet ist, dürfen nur niedrig wurzelnde Pflanzen
gepflanzt werden.

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB, § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB

TF 12 Dachbegrünung
Flach- und gering geneigte Dächer (Dachneigung maximal 15%) sind auf mindestens 30 % der jeweiligen
Dachfläche extensiv (z.B. mit einer Sedum-Ansaat auf nährstoffarmem Substrat) zu begrünen und dauerhaft
zu erhalten. Satz 1 gilt nicht für Dachflächen, auf denen Stellplätze sowie deren Zu- und Abfahrten errichtet
werden, sowie für Dachflächen von Anlagen gemäß § 14 BauNVO.

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB

TF 13 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
In den Gewerbegebieten sind die Befestigungen von privaten Wegen und Erschließungsflächen sowie die
Befestigung der Stellplatzflächen in luft- und wasserdurchlässigem Aufbau herzustellen. Empfohlen werden
Materialien, wie z. B. Schotterrasen, grobporiges Basaltpflaster mit hohem Fugenanteil oder
Rasengittersteine. Wasser- und Luftdurchlässigkeit wesentlich mindernde Befestigungen wie Betonunterbau,
Fugenverguss, Asphaltierungen und Betonierungen sind unzulässig.

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB

TF 14 Niederschlagswasser
Das innerhalb der Gewerbegebiete BF 2.1, BF 2.2 sowie BF 4 und des eingeschränkten Gewerbegebiets BF
3 anfallende Niederschlagswasser ist zurückzuhalten und - soweit erforderlich - durch Mulden- oder
Mulden-Rigolensysteme oder andere Maßnahmen gleicher Wirkung in den Gewerbegebieten zu versickern.
Ausnahmsweise kann das zurückgehaltene Niederschlagswasser in die mit Mulden- oder
Mulden-Rigolensysteme oder anderen Maßnahmen gleicher Wirkung ausgestatteten öffentlichen
Verkehrsflächen verbracht werden, wenn der zuständige Straßenbaulastträger zustimmt und keine
nachteiligen Auswirkungen auf die Nachbarschaft zu erwarten sind.

Rechtsgrundlage § 9 Abs. 1 Nr. 20 und Abs. 4 BauGB i.V.m. § 54 Abs. 4 BbgWG

TF 15 Erhaltung eines Grabens
Der innerhalb der Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und
Landschaft mit der Bezeichnung „G“ vorhandene Graben ist als Retentionsfläche zu erhalten.

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB

VI. Örtliche Bauvorschriften: Gestaltung und notwendige Stellplätze
TF 16 Die Ausstattung der nach Süden und Osten orientierten Fassaden mit metallenen Materialien ist nicht

zulässig. Solar- und Photovoltaikanlagen stehen dieser Festsetzung nicht entgegen.

TF 17 Die Ausstattung der Dachhaut mit großflächigen, metallenen hochglänzenden (mit Blendwirkung
verbundenen) Eindeckungsmaterialien ist nicht zulässig. Solar- und Photovoltaikanlagen stehen der
Festsetzung nicht entgegen.

TF 18 Für die Fassade sind nicht zulässig: geflammte, fluoreszierende, glänzende und glasierte Materialien. Blaue
Fassaden sowie weiße und blaue Dachmaterialien sind ebenfalls nicht zulässig.

TF 19 Werbeanlagen sind zulässig. Die Beleuchtung der Werbeanlage darf nur in weißem oder gelbem Licht
erfolgen. Fluoreszierende und reflektierende Farben sowie bewegtes oder wechselndes Licht sind
unzulässig. Leucht- oder Signalfarben (z.B. RALFarben 1026, 2005, 2007, 3024, 2026) sind nicht zulässig.

unzulässig. Leucht- oder Signalfarben (z.B. RALFarben 1026, 2005, 2007, 3024, 2026) sind nicht zulässig.

TF 20 Ordnungswidrig gemäß § 85 Abs. 1 Nr. 1 BbgBO handelt, wer bauliche Anlagen oder Werbeanlagen anders
als in TF 16 bis TF 19 vorgeschrieben errichtet.

TF 21 Zahl der notwendigen Stellplätze
Bei der Errichtung oder Nutzungsänderung von baulichen Anlagen, bei denen ein Zu- oder Abgangsverkehr
mittels Kraftfahrzeugen zu erwarten ist, müssen die notwendigen Stellplätze gemäß der festgesetzten Liste 1
„notwendige Stellplätze“ hergestellt werden. Die notwendigen Stellplätze sind auf dem Baugrundstück oder
in zumutbarer Entfernung davon auf einem geeigneten Grundstück herzustellen, dessen Benutzung für
diesen Zweck öffentlich-rechtlich gesichert wird. Bei baulichen Anlagen mit unterschiedlicher Nutzung ist der
Bedarf für die jeweilige Nutzungsart getrennt zu ermitteln.

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 87 Abs. 4, 9 BbgBO

Festsetzung der Liste 1: notwendige Stellplätze
Nutzungsarten Zahl der PKW-Stellplätze
Gebäude mit Büro-, Verwaltungs- und Praxisräumen
Büro- und Verwaltungsräume allgemein 1 je 40 qm Nutzfläche
Räume mit erheblichem Besucherverkehr
(Schalter-, Abfertigungs-, Beratungsräume,
Kanzleien oder Praxen) 1 je 30 qm Nutzfläche
Verkaufsstätten
Läden, Geschäftshäuser 1 je 40 qm Nutzfläche
Versammlungsstätten (außer Gaststätten)
Versammlungsstätten
von überörtlicher Bedeutung (wie Kongresszentren) 1 je 40 qm Nutzfläche
sonstige Versammlungsstätten (wie Vortragssäle) 1 je 30 qm Nutzfläche
Gaststätten und Beherbergungsbetriebe
Gaststätten o.ä. 1 je 10 qm Gastraumfläche
Beherbergungsbetriebe wie Hotels 1 je 3 Betten sowie 1 Busstellplatz je 100

Betten
Gewerbliche Anlagen
Handwerks- und Gewerbebetriebe 1 je 60 qm Nutzfläche
Lagerräume, Ausstellungs- und Verkaufsplätze 1 je 100 qm Nutzfläche
Tankstellen mit Pflegeplätzen 10 je Pflegeplatz
Automatische Kraftfahrzeugwaschanlage 5 je Waschanlage
Kraftfahrzeugwaschplätze zur Selbstbedienung 3 je Waschplatz
Automatische Kraftfahrzeugwaschstraße 5 je Waschplatz, zusätzlich ein Stauraum für

mind. 10 Kfz
Gewerbe mit AnIieferung etc. 1 Lkw-Stellplatz je AnIieferungstor bzw. -Iuke
Hochschulnutzung 1 Stellplatz je 5 Studierende

Festsetzung der Pflanzlisten A, B und C

Pflanzliste A (Straßenbäume) - Baumarten:
Spitz-Ahorn Acer platanoides
Berg-Ahorn Acer pseudoplatanus
Hainbuche Carpinus betulus
Säulen-Hainbuche Carpinus betulus 'Fastigiata'
Zerreiche Quercus cerris
Stiel-Eiche Quercus robur
Säulen-Eiche Quercus robur 'Fastigiata'
Winter-Linde Tilia cordata
Flatter-Ulme Ulmus laevis

Pflanzliste B (mehrschichtige Gehölze und Einzelbaumpflanzungen im GE) - Baumarten:
Feld-Ahorn Acer campestre
Berg-Ahorn Acer pseudoplatanus
Hänge-Birke Betula pendula
Hainbuche Carpinus betulus
Rot-Buche Fagus sylvatica
Gemeine Esche Fraxinus excelsior
Trauben-Eiche Quercus petraea
Stiel-Eiche Quercus robur
Vogelbeere Sorbus aucuparia
Elsbeere Sorbus torminalis
Flatter-Ulme Ulmus laevis

Pflanzliste C (mehrschichtige Gehölze im GE) - Straucharten:
Roter Hartriegel Cornus sanguinea
Hasel Corylus avellana
Eingriffliger Weißdorn Crataegus monogyna
Europäisches Pfaffenhütchen Euonymus europaeus
Faulbaum Frangula alnus
Rote Heckenkirsche Lonicera xylosteum
Schlehe Prunus spinosa
Hundsrose Rosa canina
Hecken-Rose Rosa corymbifera
Schwarzer Holunder Sambucus nigra
Gemeiner Schneeball Viburnum opulus

Nachrichtliche Übernahmen
1. Bodendenkmale
Teile des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans liegen im Bereich des Bodendenkmals-Nr.
13033, in dessen Bereich Artefakte aus der Urgeschichte, dem Neolithikum, der Eisenzeit, der römischen
Kaiserzeit, des Mittelalters und der Neuzeit vermutet werden.

2. Bauschutzbereich BER
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt im Bauschutzbereich nach § 12
Luftverkehrsgesetz des Verkehrsflughafens Berlin Brandenburg.

Hinweise ohne Normcharakter
1. Artenschutz nach Bundesrecht
Auf die Anwendung der unmittelbar geltenden artenschutzrechtlichen Regelungen des Gesetzes über
Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 29.07.2009 (BGBl. I
S. 2542) in der jeweils geltenden Fassung, insbesondere auf die Vorschriften für besonders geschützte und
bestimmte andere Tier- und Pflanzenarten nach §§ 44 ff., und der Verordnung zum Schutz wild lebender
Tier- und Pflanzenarten (Bundesartenschutzverordnung - BArtSchV) vom 16.02.2005 (BGBl. I S. 258 [896])
wird hingewiesen.
2. Einsichtnahme von DIN-Vorschriften
Die in Bezug genommenen Regelwerke und DIN-Vorschriften, wie z.B. die DIN 4109-2018, können bei der
Gemeinde Schönefeld, Dezernat II Baurecht und Planung, Hans-Grade-Allee 11, 12529 Schönefeld
eingesehen werden.

Wesentliche Rechtsgrundlagen
Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634),
das zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 8. Oktober 2022 (BGBl. I S. 1726) geändert worden ist.
Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBI, I S 3786), geändert durch Artikel 2 das
Gesetztes vom 14.06.2021 (BGBl. I S. 1802).
Planzeichenverordnung - PlanZV vom 18. Dezember 1990 (BGBl. I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3
des Gesetzes vom 14.06.2021 (BGBI. I S. 1802).
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBI, I. S. 2542), zuletzt geändert durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Juli 2022 (BGBl. I S. 1362, 1436).
Brandenburgische Bauordnung (BbgBO) vom 15. November 2018 (GVBl.I/18, [Nr. 39]), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 9. Februar 2021 (GVBl.I/21, [Nr. 5]).
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4. Der Bebauungsplan Nr. 02/22 „Gewerbepark am Airport - Teilgebiet Ost“ bestehend aus der Planzeichnung
(Teil A) sowie den textlichen Festsetzungen (Teil B), wird hiermit ausgefertigt. Es wird bestätigt, dass der
zeichnerische und der textliche Teil dieses Bebauungsplans in der Fassung vom __________ mit dem
Satzungsbeschluss der Gemeindevertretung vom __________ identisch ist.

Schönefeld, den __________
Der Bürgermeister

5. Die Satzung über den Bebauungsplan sowie die Stelle, bei der der Plan auf Dauer während der
Dienststunden von jedermann eingesehen werden kann und über den Inhalt Auskunft zu erhalten ist, sind
am __________ im Amtsblatt der Gemeinde Schönefeld ortsüblich bekannt gemacht worden.
In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften,
die Verletzung des Verhältnisses des Bebauungsplanes und von Mängeln in der Abwägung sowie auf die
Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB) und weiter auf Fälligkeit und Erlöschen von Entschädigungsansprüchen
(§ 44 Abs. 3 S. 1 sowie Abs. 4 BauGB) hingewiesen worden. Die Satzung tritt mit der Bekanntmachung in
Kraft.

Schönefeld, den __________
Der Bürgermeister

1. Die verwendete Planunterlage enthält den Inhalt des Liegenschaftskatasters mit Stand vom __________
und weist die planungsrelevanten baulichen Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze vollständig nach. Sie
ist hinsichtlich der planungsrelevanten Bestandteile geometrisch einwandfrei. Die Übertragbarkeit der
neuzubildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist einwandfrei möglich.

__________, den __________
ÖBVI /Siegel

2. Die Gemeindevertretung der Gemeinde Schönefeld hat in ihrer Sitzung am __________ die eingegangenen
Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange geprüft und abgewogen.

Schönefeld, den __________ 
Der Bürgermeister

3. Der Bebauungsplan Nr. 02/22 „Gewerbepark am Airport - Teilgebiet Ost“ in der Fassung vom __________,
bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) sowie den textlichen Festsetzungen (Teil B), wurde von der
Gemeindevertretung der Gemeinde Schönefeld am __________ als Satzung beschlossen. Die Begründung
zum Bebauungsplan wurde mit Beschluss der Gemeindevertretersitzung gebilligt.

Schönefeld, den __________ 
Der Bürgermeister

Bebauungsplan 02/22 "Gewerbepark am Airport - Teilgebiet Ost", OT Waßmannsdorf der Gemeinde Schönefeld

ENTWURF
Noch nicht

rechtsverbindlich

Teil A: Planzeichnung Teil B: Textliche Festsetzungen Verfahrensvermerke (Fortsetzung)

Verfahrensvermerke

Übersichtskarte
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